Zwischen

der Geschäftsführung der xxxxx
und

dem Betriebsrat der xxxxx
wird folgende Betriebsvereinbarung zu Vorsorgeuntersuchungen der Arbeitnehmer geschlossen:

Präambel

Mit dieser Betriebsvereinbarung stellen die Geschäftsführung und der Betriebsrat den Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in den Vordergrund. Unfall- und Gesundheitsgefahren lassen sich wirksam vermeiden oder vermindern, wenn die Arbeitnehmer für die Durchführung dieser Tätigkeiten geeignet sind. Die Beurteilung der gesundheitlichen Eignung erfolgt durch arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen.

§ 1

Geltungsbereich

Die Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen der xxxxx GmbH, im Folgenden Arbeitnehmer genannt.

Die Festlegung der Verfahren und Zuständigkeiten gemäß der §§ 6 und 7 dieser Betriebsvereinbarung für Poolmitarbeiter, die im Wege der Konzernarbeitnehmerüberlassung auf Fremdarbeitsplätzen eingesetzt werden, erfolgt nach Maßgabe der jeweiligen Regelungen der Einsatzgesellschaften.

Grundlage zur Festlegung des Personenkreises sind die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) und die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung nach dem ArbSchG.

§ 2

Zweck

Die arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen dienen der Früherkennung bzw. Vorbeugung arbeitsbedingter Erkrankungen (einschließlich Berufskrankheiten) und der Feststellung, ob bei Ausübung einer bestimmten Tätigkeit eine erhöhte gesundheitliche Gefährdung besteht. Darüber hinaus soll eine Gefährdung von Arbeitskollegen, Dritten oder wesentlichen Sachgütern minimiert werden.

§ 3

Gegenstand

Diese Betriebsvereinbarung regelt die Durchführung arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen in Form von:

• Pflichtuntersuchungen

• Angebotsuntersuchungen

• Wunschuntersuchungen

sowie die Einbeziehung

• der psychometrischen Testungen für Kran- und Gabelstaplerfahrer.

Gemäß ArbMedVV dürfen Vorsorgeuntersuchungen nur von einem Facharzt für Arbeitsmedizin durchgeführt werden.

Der Arzt hat bei der Durchführung von Vorsorgeuntersuchungen die Vorschriften des ArbMedVV zu beachten, insbesondere hat er gemäß ArbMedVV die aktuellen arbeitsmedizinischen und arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse bei seiner Arbeit zu berücksichtigen. Zwischen den Betriebsparteien besteht Einvernehmen, dass den aktuellen arbeitsmedizinischen und arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen dadurch entsprochen wird, dass die Berufsgenossenschaftlichen Grundsätze für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen (G-Grundsätze) in der jeweils gültigen Fassung zur Anwendung kommen.

Bei Änderungen der Untersuchungsinhalte von Pflichtuntersuchungen bzw. verpflichtenden Angebotsuntersuchungen nach den G-Grundsätzen ist der Betriebrat vorab zu informieren. Mögliche Alternativen zu den Änderungen werden im Ausschuss für Arbeitssicherheit erläutert.

§ 4

Arten der Untersuchungen

Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen umfassen Pflicht-, Angebots- und Wunschuntersuchungen. Ob es sich um eine Pflicht- oder Angebotsuntersuchung handelt, ist im Anhang der ArbMedVV geregelt. Wunschuntersuchungen sind im Arbeitsschutzgesetz geregelt.

1. Pflichtuntersuchungen

Pflichtuntersuchungen sind arbeitsmedizinische Untersuchungen, die bei bestimmten besonders gefährdenden Tätigkeiten zu veranlassen sind. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet an diesen Untersuchungen teilzunehmen.

2. Angebotsuntersuchungen

Angebotsuntersuchungen sind arbeitsmedizinische Untersuchungen, die nach ArbMedVV bei bestimmten gefährdenden Tätigkeiten anzubieten sind (z.B. Untersuchungen bei Tätigkeiten an Bildschirmgeräten). Diese kann der Arbeitnehmer freiwillig in Anspruch nehmen.

Es besteht Einvernehmen darüber, dass in den Betrieben der xxxxx nach § 6 dieser Betriebsvereinbarung beantragte Untersuchungen nach den G-Grundsätzen G25 „Fahr-, Steuer- und Überwachungstätigkeiten“ und G41 „Arbeiten mit Absturzgefahr“ für den Arbeitnehmer verpflichtend sind. Bei kanzel-, bzw. flurgesteuertem Kran fahren erfolgt zusätzlich zur G25-Unter-suchung verpflichtend eine psychometrische Testung.

3. Wunschuntersuchungen

Wunschuntersuchungen sind arbeitsmedizinische Untersuchungen, die der Arbeitgeber den Arbeitnehmern nach dem Arbeitsschutzgesetz zu ermöglichen hat. Diese kann der Arbeitnehmer freiwillig in Anspruch nehmen. Der Arbeitnehmer kann sich bei seinem persönlichen Bedarf untersuchen lassen, wenn zwischen der Wunschuntersuchung und seiner beruflichen Tätigkeit ein Zusammenhang besteht.

§ 5

Häufigkeit der Untersuchungen

Die Pflicht- und Angebotsuntersuchungen sind in regelmäßigen Abständen durchzuführen.

1. Für die Feststellung der Eignung des Arbeitnehmers erfolgt eine Erstuntersuchung vor Aufnahme der Tätigkeiten. Sie darf nicht länger als 12 Wochen zurückliegen.

2. Zur nachhaltigen Sicherstellung der Eignung sind Nachuntersuchungen durchzuführen. Die zeitlichen Abstände sind abhängig von den Vorsorgeuntersuchungen sowie dem Alter des Arbeitnehmers und sind in den einzelnen Vorschriften bzw. G-Grundsätzen geregelt. Die psychometrische Testung bei Fortführung der Tätigkeit als Kranfahrer ist in 10-jährigen Abständen zu wiederholen.

3. Anlassbezogen können vorzeitige Untersuchungen durchgeführt werden, z.B. nach längerer Arbeitsunfähigkeit, ärztlichem Ermessen oder wenn begründete Zweifel an der Eignung für das Ausführen von Tätigkeiten bestehen. Der Betriebsrat ist vor anlassbezogenen Untersuchungen zu informieren.

§ 6

Antragstellung

Anlassbezogene Untersuchungen erfolgen grundsätzlich auf Antrag des Personalmanagements mit Hilfe des Formulars „Antrag auf medizinische Stellungnahme“, es sei denn, es handelt sich um einen Verstoß gegen das Suchtmittelverbot i. S. der BV A3.

Nachuntersuchungen werden seitens der Arbeitsmedizin nachgehalten und die Arbeitnehmer zu den Nachuntersuchungen eingeladen.

Arbeitnehmer, die eine Wunschuntersuchung oder eine freiwillige Angebotsuntersuchungen in Anspruch nehmen wollen, vereinbaren direkt mit der Arbeitsmedizin einen Untersuchungstermin.

§ 7

Ergebnis der Untersuchung

Das Ergebnis der Untersuchung richtet sich nach den Anforderungsprofilen, die die BG-Grundsätze vorgeben. Das Ergebnis kann im Hinblick auf die konkreten Arbeitsplatzverhältnisse modifiziert werden.

Das Ergebnis der Pflicht- und Angebotsuntersuchung gemäß Absatz 1 Satz 1 wird in die Formulierungen „Keine Bedenken“, „Bedenken unter bestimmten Voraussetzungen“ unter Nennung der Voraussetzungen, „Befristete Bedenken“ und „Dauernde Bedenken“ unterteilt und in der Weise beim Arbeitnehmer im SAP/HR-System dokumentiert. Das Personalmanagement, der Betriebsleiter und der Betriebsrat können diese Ergebnisse im SAP einsehen.

Bei einer freiwilligen Angebotsuntersuchung hat der Arbeitnehmer das Recht, dieser Dokumentation zu widersprechen. In dem Fall wird das Ergebnis nicht im System dokumentiert, sondern in der Gesundheitsakte gemäß § 9 dieser Betriebsvereinbarung.

Das Ergebnis von Wunschuntersuchungen wird grundsätzlich nicht im SAP dokumentiert, findet aber Eingang in die Gesundheitsakte.

Bei anlassbezogenen Untersuchungen erhält das Personalmanagement nach Abschluss der Untersuchung das seitens der Arbeitsmedizin ausgefüllte Formular „Antrag auf medizinische Stellungnahme“ zurück. Das Personalmanagement verteilt das Formular an die Betriebsleitung, den Betriebsrat, ggf. die Schwerbehindertenvertretung sowie ggf. den Bereich Gesundheitsförderung.

In Fällen, in denen bei einem Arbeitnehmer gesundheitliche Bedenken festgestellt werden, erfolgt umgehend eine Information durch die Arbeitsmedizin an das Personalmanagement und den Betriebsleiter, es sei denn, es handelt sich um eine Wunschuntersuchung oder eine freiwillige Angebotsuntersuchung und der Arbeitnehmer hat der Weitergabe der Ergebnisse widersprochen. Der Betriebsrat wird durch das Personalmanagement informiert.

Im Anschluss erfolgt auf Basis der Untersuchungsergebnisse, der Arbeitsplatzsituation und der individuellen Tätigkeit eine Beratung des Arbeitnehmers durch den Facharzt.

Kann ein Arbeitnehmer aufgrund gesundheitlicher Einschränkungen nicht mehr auf seinem Arbeitsplatz eingesetzt werden, ist grundsätzlich zu prüfen, ob ein Einsatz gemäß Protokollnotiz „Ablaufplan Einsatz leistungsgeminderter Arbeitnehmer“ zur BV F 2 „Betriebliche Gesundheitsförderung“ möglich ist.

§ 8

Ablehnung und Einspruch

Sollte ein Arbeitnehmer eine gemäß § 6 dieser Betriebsvereinbarung beantragte Untersuchung verweigern, ist eine Beurteilung nicht möglich und die Eignung für entsprechende Tätigkeiten nicht erwiesen. Das Personalmanagement erhält lediglich den Hinweis, dass eine Untersuchung nicht im erforderlichen Umfang stattgefunden hat und eine Beurteilung nicht möglich ist. Gemäß ArbMedVV darf der Arbeitgeber bei fehlendem Nachweis einer Eignung den Arbeitnehmer nicht beschäftigen.

Widerspricht der Arbeitnehmer dem Ergebnis der Untersuchung, kann diese ärztliche Bescheinigung auf Antrag des Arbeitnehmers durch die Berufsgenossenschaft bzw. die Landesbehörde überprüft werden. Die behördliche Entscheidung ersetzt die in der ärztlichen Bescheinigung enthaltenen Tatsachenfeststellungen. In der Regel bleiben belastende Auswirkungen einer ärztlichen Bescheinigung bis zur Verwaltungsentscheidung ausgesetzt. Hierzu zählt insbesondere ein Beschäftigungsverbot, so dass der Arbeitnehmer bis zur Entscheidung der Berufsgenossenschaft am Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden darf. In besonders gelagerten Einzelfällen, in denen auch ein kurzfristiges Verbleiben des Arbeitnehmers am Arbeitsplatz nicht vertretbar erscheint, z. B. bei konkreter erheblicher Gesundheits- oder Lebensgefahr, hat die Berufsgenossenschaft bzw. die Landesbehörde die Möglichkeit, für die Zeit bis zur Entscheidung ein Beschäftigungsverbot anzuordnen. Etwaig entstehende Kosten trägt der Arbeitnehmer.

§ 9

Gesundheitsakte

Gemäß der ArbMedVV wird eine Gesundheitsakte für jeden Arbeitnehmer geführt. Diese Gesundheitsakte verbleibt ausschließlich bei der Arbeitsmedizin und unterliegt der ärztlichen Schweigepflicht. Nur der Arbeitnehmer kann den Arzt von der Schweigepflicht entbinden.

Mit Zustimmung des Arbeitnehmers können die Untersuchungsergebnisse an den zuständigen Hausarzt übermittelt werden.

Die Angaben sind bis zur Beendigung des 75. Lebensjahres aufzubewahren, auch wenn der Arbeitnehmer vorher verstirbt. Bei laufender Berufskrankheit können sich längere Aufbewahrungsfristen ergeben.

§ 10

Verfahrensvorschriften

Der Arbeitnehmer wird für die Untersuchung bezahlt freigestellt.

§ 11

Inkrafttreten und Kündigung

Diese Vereinbarung tritt am …………. in Kraft.

xxxxx, den ………………………..
…........................ …........................ 
....................... …........................

Geschäftsführung xxxxx 



Betriebsrat xxxxx

